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Gesetzesanderungen und Gesetzesentwiirfe

Regierungsvorlage des Jahressteuergesetzes 2018 —
Anderung des Wirtschaftliche Eigentiimer Registerge-
setzes

Die Regierungsvorlage fiir das Bundesgesetz, mit dem unter anderem das Einkommen-
steuergesetz 1988, das Korperschaftsteuergesetz 1988, das Umgriindungssteuergesetz,
das Umsatzsteuergesetz 1994 sowie das Wirtschaftliche Eigentiimer Registergesetz ge-
andert werden soll, wurde im Juni 2018 veréffentlicht.

Im Rahmen des Jahressteuergesetz 2018 soll im Wirtschaftliche Eigentiimer Registerge-
setz ua der neue § 10a eingefiigt werden. Die neue Bestimmung soll der Verbesserung
des Schutzes von wirtschaftlichen Eigentiimern bei einer Gefihrdungslage dienen. Darin
soll festgelegt werden, dass bei Vorliegen von auBergewohnlichen Umstédnden die Ein-
sicht in den Registerauszug eingeschrankt werden kann. Dh mittels Antrag eines wirt-
schaftlichen Eigentiimers kann die Einschrankung der Einsicht fiir bestimmte Rechts-
trager bewirkt werden, wenn dieser nachweist, dass der Einsichtnahme — unter Beriick-
sichtigung aller Umstinde des Einzelfalls — {iberwiegende, schutzwiirdige Interessen des
wirtschaftlichen Eigentiimers entgegenstehen. Uberwiegende, schutzwiirdige Interessen
liegen bspw vor, wenn die Einsichtnahme den wirtschaftlichen Eigentiimer dem Risiko
aussetzen wiirde, Opfer eines Betruges, einer Erpressung, einer strafbaren Handlung
gegen Leib oder Leben oder einer Notigung zu werden. Binnen 14 Tagen ab Einlagen des
Antrages, hat die Registerbehorde zu verfiigen, dass Daten iiber den wirtschaftlichen
Eigentiimer in Ausziligen aus dem Register fiir die genannten Rechtstriager nicht ange-
zeigt werden. Stattdessen erfolgt ein Hinweis auf die Einschrankung der Einsicht. Die
Einschriankung der Einsicht wird fiir die Dauer von 5 Jahren gewihrt.

Fiir weiterfiithrende Informationen zum Jahressteuergesetz 2018 darf auf die Austrian
Tax News und die Steuernachrichten auf der PwC Homepage verwiesen werden. Weiters
stehen die Materialien zur Regierungsvorlage auf der Homepage des Parlaments zum
Download zur Verfiigung.

Sonstige Gesetzesinderungen bzw Verordnungen
Anderung des Bankwesengesetzes und des Investmentfondsgesetzes 2011

Das Bundesgesetz, mit dem das Bankwesengesetz und das Investmentfondsgesetz 2011
gedndert werden, wurde am 14. Juni 2018 im BGBI I 36/2018 veréffentlicht.

Die neuen Bestimmungen konzentrieren sich auf die Festlegung bestimmter organisato-
rischer Anforderungen fiir Kreditinstitute und umfassen unter anderem folgende MaB-
nahmen:

— Im Hinblick auf die Zusammensetzung des Aufsichtsrates von Kreditinstituten
soll, abhangig von der GroBe des Kreditinstituts, eine bestimmte Mindestanzahl
an formal unabhingigen Mitgliedern des Aufsichtsrates vorgegeben werden.

— Betreffend die Zusammensetzung des Priifungsausschusses von Kreditinstituten
soll legistisch verdeutlicht werden, dass die bereits bisher bestehenden Vorgaben
betreffend die Unabhéngigkeit der Ausschussmitglieder auch in Zukunft zur Be-
wertung der Unabhingigkeit herangezogen werden miissen.


https://www.pwc.at/de/newsletter/austrian-tax-news/2018/atn-issue-61.html#austrian
https://www.pwc.at/de/newsletter/austrian-tax-news/2018/atn-issue-61.html#austrian
https://steuernachrichten.pwc.at/blog/2018/06/21/regierungsvorlage-zum-jahressteuergesetz-2018/
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/I/I_00190/index.shtml
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— Betreffend die Zusammensetzung des Risikoausschusses bei systemrelevanten
Kreditinstituten soll die Vorgabe eingefiihrt werden, dass die Mehrheit der Mit-
glieder sowie der Vorsitzende dieses Ausschusses formal unabhingig sein sollen.

Die Materialien sind auf der Homepage des Parlaments abrufbar.

Regierungsvorlage des Vergaberechtsreformgesetzes 2018

Die Regierungsvorlage betreffend ein Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz iiber die
Vergabe von Auftriagen (Bundesvergabegesetz 2018) und ein Bundesgesetz iiber die
Vergabe von Konzessionsvertriagen (Bundesvergabegesetz Konzessionen 2018 — BVerg-
GKonz 2018) erlassen werden sowie das Bundesvergabegesetz Verteidigung und Sicher-
heit 2012 gedndert wird (Vergaberechtsreformgesetz 2018), wurde verdéffentlicht.

Am 28. Mirz 2014 wurden im Amtsblatt der Europdischen Union die Richtlinie
2014/23/EU iiber die Konzessionsvergabe, die Richtlinie 2014/24/EU {iber die 6ffentli-
che Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG sowie die Richtlinie
2014/25/EU tiber die Vergabe von Auftragen durch Auftraggeber im Bereich der Was-
ser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Authebung der
Richtlinie 2004/17/EG publiziert (vgl. ABL L 94 vom 28.03.2014). Mit diesen in das
jeweilige nationale Recht bis spitestens 18. April 2016 umzusetzenden Richtlinien wurde
das materielle Vergaberecht auf Unionsebene neu gefasst sowie der Rechtsschutz im
Bereich der Konzessionen adaptiert. Nun erfolgt die vollstindige Umsetzung der Richtli-
nien 2014/24/EU und 2014/25/EU im BVergG 2018. Inhaltliche Schwerpunkte des Le-
gislativpaketes sind die Modernisierung und Adaptierung des rechtlichen Rahmens fiir
die Vergabe von Auftragen durch 6ffentliche Auftraggeber und Sektorenauftraggeber.

Die Regierungsvorlage betrifft die Umsetzung unter anderem folgender Schwerpunkte:

— Vereinfachung und Flexibilisierung der Vergabeverfahren:
Vereinfachungen und Flexibilisierungen der Regelungen fiir die Vergabe von
Auftragen, etwa durch eine Ausweitung der Ausnahmebestimmungen, den er-
leichterten Zugang zum Verhandlungsverfahren, den Entfall der Verpflichtung
zur Durchfiihrung einer Angebots6ffnung mit Bieterbeteiligung, Flexibilisierun-
gen beim Abruf aus Rahmenvereinbarungen, Verkiirzung der Mindestfristen fiir
die Abgabe von Teilnahmeantriagen und Angeboten sowie neue grenziiberschrei-
tende Kooperationsmaglichkeiten fiir Auftraggeber.

— Adaptierung und Flexibilisierung der Bestimmungen fiir den Unterschwellen-
bereich:
Auftraggeber sollen im Rahmen des vereinfachten Regimes des Unterschwellen-
bereiches die gleichen Méglichkeiten und Verfahrensarten wie im Oberschwel-
lenbereich zur Verfiigung stehen.

— Moglichkeit der Beschrdnkung der Subvergabe im Einzelfall:
Im Einklang mit der Judikatur des EuGH, ist nun vorgesehen, dass der
Auftraggeber den Riickgriff auf Subunternehmer in der Ausschreibung im Ein-
zelfall beschrianken kann, sofern dies durch den Auftragsgegenstand sachlich ge-
rechtfertigt und angemessen ist.

Die Materialien stehen unter folgendem Link zum Download zur Verfiigung.


https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/I/I_00106/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/I/I_00069/index.shtml
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Ministerialentwurf fiir ein Elektronisches Notariatsform-Griindungsgesetz

Der Ministerialentwurf betreffend Bundesgesetz, mit dem das GmbH-Gesetz und die
Notariatsordnung gedndert werden (Elektronische Notariatsform-Griindungsgesetz —
ENG), wird derzeit im Nationalrat behandelt.

Der Ministerialentwurf enthilt unter anderem folgende MaBnahmen:

— Eintragung in das Firmenbuch:
Der Eintragung einer GmbH in das Firmenbuch hat ein Abschluss eines schrift-
lichen Gesellschaftsvertrages voran zu gehen, welcher die Form eines Notariats-
aktes bedarf. Nach aktueller Rechtslage miissen bei der Errichtung alle Parteien
gleichzeitig personlich vor dem Notar anwesend sein. Der Ministerialentwurf
schlégt vor, dass der Gesellschaftsvertrag einer GmbH nach MafBgabe der techni-
schen Voraussetzungen auch in Form eines elektronischen Notariatsakts errich-
tet werden kann.

—  Unterschrift vor dem Registergericht:
Die Geschiftsfiithrer miissen bei der Anmeldung zum Firmenbuch zugleich ihre
Unterschrift vor dem Registergericht vorlegen. Im Entwurf wird fiir die Sonder-
falle einer notwendigen Beglaubigung einer hiandischen Unterschrift (oder einer
elektronischen Signatur) die Moglichkeit vorgeschlagen, dass die Beurkundung
der Echtheit der Unterschrift (oder der elektronischen Signatur) durch den
Notar ausnahmsweise auch im Fall einer nicht anwesenden Partei erfolgen kann.

Die Informationen zum Ministerialentwurf konnen auf der Homepage des Parlaments
abgerufen werden.

Ministerialentwurf des Genossenschaftsspaltungsgesetzes

Der Ministerialentwurf betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Genossenschaftsspal-
tungsgesetz (GenSpaltG) erlassen wird und mit dem das Genossenschaftsrevisionsgesetz
1997, das Genossenschaftsrevisionsrechtsdnderungsgesetz 1997, das Gesetz iiber Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, das SCE-Gesetz, das Firmenbuchgesetz, das
Umgriindungssteuergesetz und das Bankwesengesetz gedindert werden, wird derzeit im
Nationalrat behandelt.

Mit Einfiihrung dieses Bundesgesetzes soll die Umgriindungsform der Spaltung auch fiir
Genossenschaften offen stehen. Zukiinftig sollen auch Genossenschaften die Moglichkeit
haben ihr Vermoégen oder einzelne Vermogenswerte im Weg der Gesamtrechtsnachfolge
auf eine oder mehrere, neue oder bereits bestehende Genossenschaften zu iibertragen.
Weiters soll die Moglichkeit geschaffen werden, Teile des Vermogens einer Genossen-
schaft auf eine bestehende Tochtergesellschaft abzuspalten. Der vorliegende Entwurf
orientiert sich am derzeit geltenden Spaltungsgesetz.

Weiterfithrende Informationen sind auf der Homepage des Parlaments verfiigbar.



https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/ME/ME_00040/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVI/ME/ME_00047/index.shtml
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Tatigkeiten des AFRAC

Uberarbeitung AFRAC Stellungnahme 27 — Personal-
riickstellungen

Das AFRAC verdffentlichte eine Uberarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 27 Personal-
riickstellungen (UGB).

Im Zuge der Uberarbeitung wurden folgende Anderungen vorgenommen:

— Ergidnzung um die Bestimmungen zur bilanziellen Behandlung von Riickde-
ckungsversicherungen und ausgelagerten Verpflichtungen:

— Klarstellende Ausfiihrungen zur sog "Nettomethode" in den Erlauterungen zu Rz
(39)

— Klarstellende Ausfiihrungen zur finanzmathematischen Berechnung der Abferti-
gungs- und Jubildumsgeldriickstellungen in den Erlduterungen zu Rz (68) und

(85).

Die iiberarbeitete Stellungnahme steht auf der Homepage vom AFRAC zum Download
zur Verfiigung.

Veroffentlichung der AFRAC Stellungnahme 32 — Um-
satzrealisierung

Das AFRAC hat im Juni 2018 eine neue Stellungnahme 32 zur Umsatzrealisierung verof-
fentlicht. Diese befasst sich mit den Grundsitzen der unternehmensrechtlichen Umsatz-
realisierung. Darin sollen eventuell auftretende Fragestellungen, die bei Unternehmen
auftreten konnen, deren Konzernabschluss nach IFRS und Jahresabschluss nach UGB
aufgestellt wird, behandelt werden. Die Stellungnahme soll bei der Beurteilung, inwie-
weit die Bestimmungen des UGB und die allgemein anzuwendenden Grundsitze ord-
nungsmaBiger Buchfiihrung im Vergleich zu den Bestimmungen des IFRS 15 Gemein-
samkeiten und Unterschiede aufweisen, Hilfestellung bieten.

Fiir einen beispielhaften Uberblick sollen zwei Unterschiede aus der Stellungnahme her-
ausgegriffen und kurz erldutert werden:

— Definition ,,Umsatzerlose”:
Im UGB werden Erlose aus dem Verkauf von Produkten und der Erbringung von
Dienstleistungen von den Umsatzerlosen umfasst; eine VerauBerung im Rahmen
der gewohnlichen Geschiftstitigkeit ist seit dem RAG 2014 keine Voraussetzung
mehr fiir das Vorliegen von Umsatzerlosen.
Nach den Bestimmungen des IFRS sind jene Erlose als Umsatzerlose zu erfas-
sen, welche dem Kerngeschiaft des Unternehmens zuzurechnen sind.
Somit ist der Anwendungsbereich des IFRS 15 enger gefasst als der Begriff ,,Um-
satzerlose” nach dem UGB. Einzelne Erloskomponenten, die nach dem UGB als
Umsatzerlose zu klassifizieren sind, fallen mangels Zugehorigkeit zur gewohnli-
chen Geschiftstitigkeit nicht in den Anwendungsbereich des IFRS 15.

— Grundsdtze der Umsatzrealisierung:
Im UGB erfolgt die Umsatzrealisierung nach dem Realisationsprinzip; dh Um-
satzerl6se sind dann zu realisieren, wenn ein Produkt geliefert bzw eine Dienst-
leistung erbracht wurde. Das ist dann der Fall, sobald das leistende Unterneh-


http://www.afrac.at/wp-content/uploads/AFRAC-Stellungnahme_27_Personalrückstellungen_Maerz_2018_fin.pdf
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men alle fiir eine ordnungsgemaBe Vertragserfiillung erforderlichen Handlungen
gesetzt hat (maBgeblich ist hier der Ubergang der mit dem Produkt oder der
Dienstleistung verbundenen Chancen und Risiken vom leistenden Unternehmen
auf den Kunden).

Im IFRS 15 kommt ein 5-Schritte-Modell zur Erlsrealisierung zur Anwendung;
dieses ist dem UGB fremd. Dieses Modell ist auf simtliche Kundenvertrige an-
zuwenden. Es umfasst die Schritte ,Identifizierung von Vertragen mit Kunden®;
sldentifizierung der Leistungsverpflichtungen eines Vertrages®; ,Bestimmung
des Transaktionspreises”; ,Aufteilung des Transaktionspreises auf die Leis-
tungsverpflichtungen eines Vertrages®; ,Erlosrealisierung bei Erfiillung einer
Leistungsverpflichtung“. Die Komponenten des Modells werden in der AFRAC
Stellungnahme ausfiihrlich beschrieben; wobei jeweils auf Unterschiede und
Gemeinsamkeiten zum UGB hingewiesen wird.

Die Stellungnahme steht hier zum Download zur Verfiigung.

Anpassung diverser AFRAC Stellungnahmen aufgrund
des BorseG 2018 und WAG 2018

Das Borsegesetz 2018 und das Wertpapieraufsichtsgesetz 2018 (veroffentlicht am
26.7.2017 im BGBI I 107/2017) sind mit 3. Jinner 2018 in Kraft getreten. Die Gesetzes-
anderungen machten Verweisanpassungen notwendig.

Folgende Stellungnahmen wurden aufgrund der neuen Bestimmungen iiberarbeitet:

AFRAC-Stellungnahme 5: Bilanzeid (BorseG)

AFRAC-Stellungnahme 10: Nahe stehende Unternehmen und Personen (UGB)
AFRAC-Stellungnahme 14: Finanzanlage- und Finanzumlaufvermogen (UGB)
AFRAC-Stellungnahme 16: Wertaufhellung und Wertbegriindung (UGB)
AFRAC-Stellungnahme 17: Geschiftsjahr des Konzernabschlusses (UGB, IFRS,
BorseG)

AFRAC-Stellungnahme 21: Konzernabschluss nach § 245a UGB
AFRAC-Stellungnahme 22: Corporate Governance-Bericht (UGB)

Alle Stellungnahmen konnen unter folgendem Link auf der Homepage des AFRAC abge-
rufen werden.


http://www.afrac.at/wp-content/uploads/AFRAC-Stellungnahme_32_Umsatzrealisierung.pdf
http://www.afrac.at/?page_id=9338
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Ubersicht iiber die derzeitigen Projekte des AFRAC

Stand: 13. Mirz 2018

Das AFRAC Arbeitsprogramm gibt einen Uberblick iiber laufende und zukiinftige AF-
RAC Facharbeiten. Den geplanten Veroffentlichungen liegen aktuelle Schatzungen zu-
grunde. Die Anderungen zum vorigen Arbeitsprogramm sind orange markiert.

geplant
. 1 2 3
laufende/abgeschlossene Projekte Q Q Q
2018 2018 2018
Wesentlichkeit aus der Sicht des Jahresabschlusser- E.St
stellers
Bilanzielle Auswirkungen des Energieeffizienzgeset-
==t E-St
zes nach UGB
Erganzung AFRAC-Stellungnahme 15: Derivate und
. . =Et E-St
Sicherungsinstrumente
Fragen zur Umsatzrealisierung nach UGB E-St
Kapitalkonsolidierung im UGB == E-St
Erganzung AFRAC-Stellungnahme 27: Personalriick-
stellungen (UGB) (Ergdnzung um das Thema der St
Ruckdeckungsversicherungen)
IFRS 9 und UGB PP
Anpassung AFRAC-Stellungnahme 24: Beteiligungs- st
bewertung (UGB) (Ergénzung um einen Anhang)
Uberarbeitung AFRAC-Stellungnahme 13: Gruppen- .
besteuerung (IFRS)
CL zum EFRAG DP: Equity Instruments — Impairment K
and Recycling

Abkiirzungen: E = Entwurf, K = Kommentar, PP = Positionspapier, St = Stellung-
nahme
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|
Tatigkeiten der Fachsenate der Kammer der Steuerberater und

Wirtschaftspriifer

Umstellung des Kammernamens und des Kammerlo-
gos

Wie bereits im Newsletter ,,Unternehmensrecht aktuell“ vom 1. Quartal 2018 angefiihrt,
wurde mit Janner 2018 aus der ,Kammer der Wirtschaftstreuhander” die ,Kammer der
Steuerberater und Wirtschaftspriifer (KSW)“. Gleichzeitig wurde das neue Kammerlogo
~KSW* préasentiert. Die neue Kammerbezeichnung soll Bezug auf die Neuausrichtung der
beiden Berufsgruppen nehmen und insbesondere klarstellen, dass der Steuerberater der
Spezialist fiir Steuerrecht und die Parteienvertretung ist und der Wirtschaftspriifer sich
auf Priifungsleistungen konzentriert.

Veroffentlichungen der Fachsenate der KSW

KFS/RL 17 und KFS/RL 23 nicht mehr anwendbar

Die Fachgutachten KFS/RL 17 (zur Behandlung von Abfertigungs- und Jubildumsgeld-
verpflichtungen, die im Sinne der Einkommensteuerrichtlinien 2000, Abschnitt 8.5.6
und 8.7.3.7, an ein Versicherungsunternehmen ausgelagert werden, im Jahresabschluss
des Arbeitgebers) und KFS/RL 23 (zur Bilanzierung von Riickdeckungsversicherungen)
wurden im Rahmen der Uberarbeitung durch das AFRAC in die AFRAC Stellungnahme
27 (Personalriickstellungen) integriert. Die betreffenden Fachgutachten der KSW sind
daher nicht mehr anzuwenden und auf die AFRAC Stellungnahme 27 wird somit verwie-
sen. Diese ist fiir Geschéftsjahre anzuwenden, die nach dem 31.12.2017 beginnen (eine
vorzeitige Anwendung ist jedoch moglich).

Uberarbeitung von KFS/PE 25

Der Fachsenat fiir Unternehmensrecht und Revision hat die Stellungnahme zu ausge-
wiahlten Fragen bei der Priifung von Rechenschaftsberichten nach dem Parteiengesetz
2012 (KFS/PE 25) iiberarbeitet.

Es wird klargestellt, dass es sich beim Rechenschaftsbericht politischer Parteien um eine
Finanzaufstellung handelt, die nach den Vorgaben von ISA 805 (Revised) 2016 (Beson-
dere Uberlegungen bei Priifungen von einzelnen Finanzaufstellungen und bestimmten
Bestandteilen, Konten oder Posten einer Finanzaufstellung) zu priifen ist.

Austrian Sustainability Reporting Award (ASRA) —
Start der Einreichfrist

Die Kammer der Steuerberater und Wirtschaftspriifer (KSW) vergibt in Kooperation mit
dem Institut osterreichischer Wirtschaftspriifer (iwp), dem Bundesministerium fiir
Nachhaltigkeit und Tourismus, der Industriellenvereinigung, dem Umweltbundesamt,
respACT — austrian business council for sustainable development, der Wirtschaftskam-
mer Osterreich und der Osterreichischen Gesellschaft fiir Umwelt und Technik, den
Nachhaltigkeitspreis ,ASRA“. Ausgezeichnet werden osterreichische Unternehmen fiir
die besten Nachhaltigkeitsberichte des vergangenen Wirtschaftsjahres 2017.

Der Preis wird in folgenden Kategorien ausgeschrieben:
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— Integrierter oder kombinierter Geschifts- und Nachhaltigkeitsbericht

— Nachhaltigkeitsbericht groBer Unternehmen

— Nachhaltigkeitsbericht Klein- und Mittelbetriebe (unter 250 Mitarbeiter)

—  Nachhaltigkeitsbericht Offentliche Unternehmen: dies beinhaltet nicht gewinn-
orientierte, gemeinniitzige Organisationen, die weder erwerbswirtschaftliche
Firmen noch o6ffentliche Behorden der unmittelbaren Staats- und Kommunal-
verwaltung sind (bspw Korperschaften und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts,
gemeinniitzige Kapitalgesellschaften und Genossenschaften)

—  GRI Erstbericht

Weitere Informationen sind auf der Homepage der Kammer der Steuerberater und Wirt-
schaftspriifer verfiigbar.

Ubersicht — Arbeitsprogramm

Das Arbeitsprogramm des Fachsenats fiir Unternehmensrecht und Revision gibt einen Uberblick iiber die Projekte
des Fachsenats (laufende Facharbeiten, Stellungnahmen zu Begutachtungsentwirfen). Bei Facharbeiten wird
deren Status und geplante Fertigstellung (Beschluss) angezeigt; die angegebenen Termine sind Schatzwerte

Laufende Facharbeiten (F und Stellur ) Quartal 1 | Quartal 2 | Quartal 3 | Quartal 4
[Abkiirzungen: E = Entwurf, B = Beschluss] 2018 2018 2018 2018

Arbeitsgruppe Banken/Versicherungen/Leasing:

Aktualisierung des Fachgutachtens zur Prufung der Beachtung von fur Kreditinstitute wesentlichen
Rechtsvorschriften geméaRk § 63 Abs. 4 ff. BWG und Berichterstattung dariiber in einer Anlage zum E B
Prufungsbericht (KFS/BA 9)

Aktualisierung des Fachgutachtens Gber die aufsichtsrechtliche Prifung (§ 263 VAG) und den Bericht
daruber (,aufsichtlicher Prufungsbericht” geman § 264 Abs. 1 VAG) (KFS/VU 1)

Erforderisse des TLTRO 2 (Targeted Longer-Term Refinancing Operations 2)
Refinanzierungspragramms — Bestétigung des Bankprifers

Arbeitsgruppe Priifung:
Ausarbeitung von Vorschlagen fur Ricknahmen von Gold Plating E
Aktualisierung der Stellungnahme zu ausgewahlten Fragen bei der Prufung von
Rechenschaftsberichten nach dem Parteiengesetz 2012 (KFS/PE 25)
Fachgutachten zur Durchfuhrung von Qualitatssicherungsprafungen E
Stellungnahme zu Fragen im Zusammenhang mit der Prafung von Nachhaltigkeitsberichten (KFS/PE
28)

Uberarbeitung des Fachgutachtens zur Durchfihrung von Abschlussprifungen (KFS/PG 1) betreffend £
vorgehensweise bei freiwilligen Abschlusspriifungen nach ISA (vargemerkt)

m
m |m| © |m

Aktualisierung und Uberarbeitung des Fachgutachtens Giber die Durchfuhrung von sanstigen
Prufungen (KFS/PG 13) und des Fachgutachtens tiber vereinbarte Untersuchungshandlungen
(KFS/PG 14) (vorgemerkt)

Anpassung des Fachgutachtens zu ausgewahlten Fragen bei der Tatigkeit als Stiftungsprafer
(KFS/PE 21) iZm der geplanten Novelle des Privatstiftungsgesefzes (vorgemerkt)

Arbeitsgruppe Rechnungslegung:

Uberarbeitung Fachgutachten iiber Grundsétze fur die Erstellung von Abschlissen (KFS/RL 26) E

Zuricknahme der Stellungnahme zur Behandlung von Abfertigungs- und

Jubildumsgeldverpflichtungen, die im Sinne der Einkommensteuerrichtlinien 2000, Abschn 8.5.6 und B

8.7.3.7, an ein Versicherungsunternehmen ausgelagert werden, im Jahresabschluss des Arbeitgebers

(KFS/RL 17)

Zurucknahme der Stellungnahme zur Bilanzierung von Ruckdeckungsversicherungen (KFS/RL 23) B

Stellungnahmen zu Begutachtungsentwiirfen Quartal 1 | Quartal 2 | Quartal 3 | Quartal 4
[Abkurzungen: Be = Zur B erhalten, S = 2018 2018 2018 2018
Rundschreiben der FMA: Spezifische Fragestellungen zur Verordnung (EU) Nr. 537/2014 in

[Zusammenhang mit der Bestellung von Abschlussprufern bei Unternehmen von offentlichem Interesse Be/S

(PIEs)

Konsultationsentwurf FMA-Organisationsrundschreiben WAG 2018 - Offentliche Begutachtung geman Be/S

§ 22 Abs. 3a FMABG

Entwurf eines Leitfadens der FMA zur IT-Sicherheit in Kreditinstituten® Be/S

Entwurf des Jahressteuergesetzes 2018 (JStG 2018) Be/S

Entwurf des 2. Rechtsbereinigungsgesetzes Be



http://www.ksw.or.at/desktopdefault.aspx/tabid-187

Unternehmensrecht aktuell 2. Quartal 2018
10

Neues aus der Rechtsprechung

OGH-Rechtsprechung

Nachschusspflicht bei einer griindungsprivilegierten GmbH

Im vorliegenden Fall hatte der OGH als Revisionsgericht zu entscheiden. Die Beklagte ist
Gesellschafterin der klagenden Partei (GmbH). Das Stammkapital der Gesellschaft be-
tragt 35.000 Euro, wobei aber die Griindungsprivilegierung gem § 10b GmbHG in An-
spruch genommen wurde und daher das griindungsprivilegierte Stammkapital 10.000
Euro betrigt. In einer auBerordentlichen Generalversammlung wurde die Einforderung
von Nachschiissen aller Gesellschafter jeweils in Hohe der iibernommenen Stammeinla-
ge beschlossen. Die GmbH als klagende Partei begehrte die Einzahlung des Nachschus-
ses iHv 9.800 Euro. Die beklagte Partei leistete eine Stammeinlage iHv 2.800 Euro (dies
entspricht 28% des Unternehmens). Die beklagte Partei argumentierte, dass von ihr nur
ein Nachschuss in Hohe der von ihr iibernommenen griindungsprivilegierten Stammein-
lage von 2.800 Euro verlangt werden darf (da gem § 72 Abs 2 GmbHG die Nachschuss-
pflicht auf einen nach dem Verhéltnis der Stammeinlagen bestimmten Betrag beschrankt
sein miusse).

Der OGH hat der Revision nicht Folge gegeben und dazu festgestellt, dass der Wortlaut
des § 10b GmbHG zwischen ,iibernommener Stammeinlage® und ,,griindungsprivilegier-
ter Stammeinlage“ unterscheidet. Dies zeigt, dass mit ,libernommener Stammeinlage”
der volle Betrag und nicht der aufgrund der Griindungsprivilegierung reduzierte gemeint
ist. Bei einem Stammkapital von 35.000 Euro und einem Anteil der Beklagten an der
Gesellschaft von 28% betrigt die ,iibernommene Stammeinlage” daher 9.800 Euro.
Nachdem ein Nachschuss in Hohe der iibernommenen Stammeinlage beschlossen wur-
de, belduft sich die Verpflichtung der Beklagten auf diesen Betrag.

OGH 21.11.2017, 6 Ob 194/17y

OLG-Rechtsprechung

Einzahlungspflicht bei effektiver Kapitalerhéhung einer GmbH

Die betreffende GmbH wurde mit einer Stammeinlage von 10.000 Euro gegriindet. Drei
Jahre nach Griindung wurde von der Alleingeschiftsfiihrerin und —gesellschafterin in
der Generalversammlung eine Erhéhung des Stammkapitals um 25.000 Euro, somit auf
35.000 Euro beschlossen. 12.500 Euro wurden bar einbezahlt und die Eintragung der
Stammkapitalerh6hung und Anderung der Errichtungserklirung beim Firmenbuch. Die
Errichtungserklarung wurde dahingehend gedndert, dass das Stammkapital der GmbH
35.000 Euro betrigt und zur Hilfte einbezahlt wurde. Nach einem erfolglos gebliebenen
Verbesserungsverfahren wies das Erstgericht das Firmenbuchgesuch ab, weil lediglich
eine Einzahlung iHv 12.500 Euro statt 17.500 Euro erfolgte.

Das OLG Innsbruck hatte in Folge als Rekursgericht zu entscheiden und stellte fest, dass
dem Rekurs Folge gegeben wird. Auf Grundlage einer gefestigten OGH Rechtsprechung
entschied das OLG Innsbruck, dass bei Kapitalerh6hungen der Grundsatz der isolierten
Betrachtungsweise gilt, sodass sich die Einzahlungspflichten nicht auf das Ausgangs-
stammbkapital bzw das erh6hte Stammkapital, sondern auf den Erhéhungsbetrag. Das
Halfteerfordernis bezieht sich somit auf jenen Betrag, um den das Stammkapital erhcht
werden soll. Daher ist es ausreichend wenn 12.500 Euro (bei einer Kapitalerhohung um
25.000 Euro) auf die neu iibernommenen Stammeinlagen eingezahlt werden.

OLG Innsbruck 10.7.2017, 3 R 35/17x
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OePR veroffentlicht Tatigkeitsbericht fiir das Jahr 2017

Die Osterreichische Priifstelle fiir Rechnungslegung (OePR) veroffentlichte den Titig-
keitsbericht fiir das Jahr 2017. Insgesamt wurden 31 Priifungen durchgefiihrt; davon
betrafen 29 Fille die sogenannte Stichprobenpriifung und 2 Priifungen wurden als An-
lasspriifung gem § 2 Abs 1 Z 1 Rechnungslegungs-Kontrollgesetz durchgefiihrt. Im Er-
gebnis wurde ein leichter Riickgang der Fehlerquote zum Vorjahr festgestellt. Es wurden
8 Priifungen mit einer Fehlerfeststellung beendet.

Die OePR erstattet der Finanzmarktaufsicht (FMA) jahrlich Vorschlége fiir die Priifungs-
schwerpunkte; diese werden dann von der FMA festgelegt und auf deren Homepage
veroffentlicht. Fiir das Jahr 2017 umfasste die Priifung folgende Schwerpunkte:

— Jahresabschliisse nach UGB )
o Rechnungslegungsinderungsgesetz (RAG) 2014
o Ansatz und Bewertung von Riickstellungen

— Konzernabschliisse nach IFRS
o Darstellung des Abschlusses (IAS 1)
o Bemessung des beizulegenden Zeitwerts (IFRS 13)
o Ansatz und Bewertung von Riickstellungen und Risikovorsorgen (IAS 37
und IAS 39)

Der vollstandige Tatigkeitsbericht ist unter folgendem Link abrufbar.

Verlangerung der Meldefrist fiir die erstmaligen Mel-
dungen der wirtschaftlichen Eigentiimer

Das Bundesministerium fiir Finanzen hat am 14. Mai 2018 ein Informationsschreiben
veroffentlicht. Aufgrund der Vielzahl an schriftlichen und telefonischen Anfragen bei der
Registerbehorde, wurde festgestellt, dass bei der Auslegung des Gesetzes (Wirtschaftli-
che Eigentiimer Registergesetz — WiEReG) noch Unsicherheiten bestehen. Es soll si-
chergestellt werden, dass die meldepflichtigen Rechtstrager und Parteienvertreter in-
haltlich korrekte Meldungen an das Register abgeben konnen. Daher soll der fachlichen
Beratung durch die Registerbehorde Vorrang vor einer etwaigen Bestrafung gegeben
werden.

Der Beginn des automatisationsunterstiitzen Zwangsstrafenverfahrens wird daher auf
den 16. August 2018 verschoben. Die Abgabe einer erstmaligen Meldung nach dem 1.
Juni 2018 bis zum 15. August 2018 fiithrt zu keiner finanzstrafrechtlichen Vorwerfbarkeit
(urspriinglich vorgesehen war eine Abgabe der Meldung bis zum 1. Juni 2018).

Das Informationsschreiben des BMF kann unter folgendem Link abgerufen werden.


http://www.oepr-afrep.at/fileadmin/user_upload/05_downloads/Top7_Taetigkeitsbericht_der_Pruefstelle_2017.pdf
https://www.bmf.gv.at/finanzmarkt/register-wirtschaftlicher-eigentuemer/Karussell/News_WiEReG_2018-05-14.pdf?6gbr57
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Das PwC-Office Wien ist umgezogen

Am 16. April 2018 6ffnete der PwC Standort in Wien offiziell im neuen Headquarter im
Vienna DC Tower (Donau-City-StraBe 7, 1220 Wien) seine Tore. Im hochsten Gebaude
Osterreichs wachsen nun drei Standorte zusammen: Der Strategieberater Strategy&
(ehemals Karntner Ring, 1010 Wien), der Bereich People and Organisation (bisher Gugl-
gasse, 1030 Wien) und das bisherige Office aus der ErdbergstraBe im dritten Bezirk. PwC
setzt mit dem Umzug in das 250 Meter hohe Gebaude ein Zeichen der Sichtbarkeit sowie
des Wachsens und Zusammenwachsens.
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Seminare
Wir diirfen Sie dariiber informieren, dass auch heuer im Herbst die Klientenseminare zu
»,UGB 2018 — Haufige Fragen zum Jahresabschluss® stattfinden werden. Die Termine
werden in Kiirze auf der PwC Homepage unter folgendem Link bekannt gegeben.
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